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Stadt Lörrach 

 

Ergebnisprotokoll 

 

über die öffentliche Sitzung 

des Hauptausschusses der Stadt Lörrach 

am Donnerstag, 19. Januar 2017 

im großen Sitzungssaal des Rathauses Lörrach, Luisenstraße 16 

 

 

TOP 1 

Änderung städtischer Vorschriften aufgrund der Novellierung der Gemeindeord-

nung 

Vorlage: 006/2017 

 

Der Hauptausschuss einstimmig die folgende Beschlussempfehlung: 

 

1. Der Änderung der Hauptsatzung der Stadt Lörrach wird gemäß Anlage 2 zugestimmt.   

2. Der Änderung der Geschäftsordnung des Gemeinderats der Stadt Lörrach und seiner 

Ausschüsse wird gemäß Anlage 3 zugestimmt.   

3. Der Änderung der Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit der 

Stadt Lörrach wird gemäß Anlage 4 zugestimmt.   

 

 

TOP 2 

Änderung der Verwaltungsgebührensatzung 

Vorlage: 158/2016 

 

Der Hauptausschuss fasst einstimmig die folgende Beschlussempfehlung: 

 

Der Änderung der Verwaltungsgebührensatzung wird zugestimmt. 

 

 

TOP 3 

Städtische Wohnbaugesellschaft Lörrach mbH; 

Einlage der Stadt Schopfheim in die Kapitalrücklage in Höhe von 1 Mio. € 

Vorlage: 229/2016 

 

Der Hauptausschuss fasst einstimmig den folgenden Beschlussvorschlag: 

 

Der Gemeinderat stimmt dem nachfolgenden, unter Gremienvorbehalt gefassten, Be-

schluss der Gesellschafterversammlung der Städtischen Wohnbaugesellschaft Lörrach 

mbH vom 13.12.2016 zu: 

 

„Die Stadt Schopfheim zahlt eine Einlage in Höhe von 1 Mio. € in die Kapitalrücklage der 

Städtischen Wohnbaugesellschaft Lörrach mbH ein. Bei Auflösung der Rücklage sowie bei 
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Liquidation der Städtischen Wohnbaugesellschaft Lörrach mbH steht die Einlage aus-

schließlich der Stadt Schopfheim zu. 

 

Für jedes volle Kalenderjahr, in dem die Zuzahlung der Städtischen Wohnbaugesellschaft 

Lörrach mbH zur Verfügung steht, erhält die Stadt Schopfheim bei Auflösung der Rückla-

ge einen Gewinnvorab in Höhe von 2% der zum 31.12. des jeweiligen Geschäftsjahres be-

stehenden Zuzahlung zuzüglich kumulierten Gewinnvorab p.a.“ 

 

 

TOP 5 

Weiterentwicklung der Projekte Zollquartier Lörrach Riehen und Hauptbahnhof 

Lörrach 

Vorlage: 228/2016 

 

Der Hauptausschuss fasst einstimmig die folgende Beschlussempfehlung: 

 

1. Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung, die sich aus der Vorlage 

099/2016 (Ideenwettbewerb zur Mobilitätsdrehscheibe "Am Zoll Lörrach Rie-

hen", Ausschuss für Umwelt und Technik, 15.9.2016, Hauptausschuss vom 

22.9.2016) ergebenen Aufgaben weiter zu bearbeiten und den bereits einge-

reichten Förderantrag (Bundesprogramm "Förderung von Investitionen in na-

tionale Projekte des Städtebaus") weiter zu verfolgen bzw. zu prüfen, ob eine 

Aufnahme in andere geeignete Förderprogramme möglich ist. 

 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, das IBA Projekt Hauptbahnhof entsprechend 

der IBA Konvention sowie dem Abschlussbericht vom Büro STUDIO | STADT | 

REGION weiter zu bearbeiten und zu prüfen, ob eine Förderung durch geeig-

nete Förderprogramme möglich ist.  

 

3. Die Verwaltung berichtet nach Abschluss der Prüfung, ob eine Förderung tat-

sächlich in Anspruch genommen und die Projekte so umgesetzt werden sollen. 

 

 

TOP 6 

Trinationaler Eurodistrict Basel (TEB) – Vereinbarung über die Finanzierung und 

Leistungen des TEB 2017 bis 2019 

Vorlage: 219/2016 

 

Der Hauptausschuss fasst einstimmig die folgende Beschlussempfehlung: 

 

Die Stadt Lörrach zahlt laut der „Vereinbarung über die Finanzierung und Leistungen des 

TEB 2017 bis 2019“ in den Jahren 2017 bis 2019 jährlich 14.892 Euro (inklusive Mit-

gliedsbeitrag) an den TEB. 
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TOP 7 

Bebauungsplan "Kanderner Straße" - Aufstellungsbeschluss 

Vorlage: 214/2016 

 

Der Hauptausschuss fasst einstimmig die folgende Beschlussempfehlung: 

 

1. Für das Gebiet „Kanderner Straße“ ist entsprechend des umgrenzten Bereichs ge-

mäß Anlage 1 ein Bebauungsplan mit Örtlichen Bauvorschriften aufzustellen. Das 

Verfahren ist gem. § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung durch-

zuführen. 

 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die frühzeitige Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 

BauGB durchzuführen und die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 

gemäß § 4 Abs. 1 BauGB einzuholen. 


